Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 5. April 1993 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik Lettland 

über die Seeschiffahrt 

A. Zielsetzung 

Am 21 . August 1 991 trat die von Lettland am 4. Mai 1 990 ausgerufene 
Unabhängigkeit von der ehemaligen Sowjetunion in Kraft. Die jetzige 
Unabhängigkeit Lettlands, seine geographische Lage an der Ostsee 
und die Umstellung des lettischen Außenhandels in Richtung Westen 
lassen eine Expansion des Seeverkehrsaufkommens envarten. Die 
Seehandelsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Lettland müssen daher durch vertragliche Rege- 
lungen auf eine neue sichere Grundlage gestellt werden. Es wird 
angestrebt, die uneingeschränkte Teilnahme der Seeschiffahrtsunter- 
nehmen beider Seiten am gegenseitigen Seeverkehr zu fördern. 
Gleichzeitig soll das Abkommen vor dem Hintergrund positiv veränder- 
ter politischer Rahmenbedingungen eine neue Etappe in den schiff- 
fahrtspolitischen Beziehungen zwischen beiden Ländern einleiten. 

B. Lösung 

Das am 5. April 1993 Unterzeichnete Abkommen trifft die erforder- 
lichen Regelungen. Es ist geprägt durch den Grundsatz der Gleich- 
berechtigung und des gegenseitigön Vorteils und bekräftigt das Stre- 
ben beider Seiten, die bestehende Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Seeverkehrs zu erweitern und zu vertiefen. Das Vertragswerk 
regelt die Behandlung von Schiffahrtsuntemehmen, Schiff, Kapitän, 
Besatzung, Fahrgästen und Gütern im jeweils anderen Vertragsstaat 
und enthält Bestimmungen über den Transfer von Frachteinnahmen. 

Ein Gemischter Seeschiffahrtsausschuß aus Vertretern beider Seiten, 
der auf Antrag einer Vertragspartei Zusammentritt, soll die Durchfüh- 
rung des Abkommens gewährleisten. 

C. Alternativen 


Drucksache 1 2/7769 

01. 06. 94 


Sachgebiet 951 


Keine 



Drucksache 12/7769 Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das 
Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, 
da das Abkommen neben Fragen technischer Art der Abwicklung und 
der Nutzung sowie der Rechtsgewährung auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit, nur die Art und Weise der Venwendung von Einnah- 
men in konvertierbarer Währung aus Dienstieistungen der Seeschiffahrt 
- nicht aber deren Höhe - regelt; zusätzliche Anforderungen werden 
nicht gestellt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (323) - 941 00 - Se 45/94 (NA 1 ) Bonn, den 31 . Mai 1 994 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 5. April 1 993 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Lettland 
über die Seeschiffahrt mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 669. Sitzung am 20. Mai 1994 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 5. April 1993 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Lettland 
über die Seeschiffahrt 


Vom 


Oer Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Riga am 5. April 1993 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Lettland über die Seeschiffahrt wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach- 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit Artikel 12 Abs. 2 
Satz 2 des Abkommens auch das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden 
geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, 
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus, da das Abkommen 
neben Fragen technischer Art der Abwicklung und der Nutzung sowie der Rechts- 
gewährung auf der Grundlage der Gegenseitigkeit, nur die Art und Weise der 
Verwendung von Einnahmen in konvertierbarer Währung aus Dienstleistungen 
der Seeschiffahrt - nicht aber deren Höhe - regelt; zusätzliche Anforderungen 
werden nicht gestellt. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Lettland 
über die Seeschiffahrt 

NolTgums 

starp Väcijas FederatTväs Republikas ValdTbu 
un Latvijas Republikas ValdTbu 
par jüras kugniecTbu 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Lettland - 

in dem Wunsch, die harmonische Entwicklung der Seeschtff- 
fahrtsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Lettland, die sich auf das beiderseitige Interesse 
dieser Länder und die Freiheit ihres Außenhandels gründen, zu 
gewährleisten und die internationale Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet soweit wie möglich zu verstärken, 

in der Erkenntnis, daß der bilaterale Warenaustausch von 
einem wirksamen Dienstleistungsaustausch begleitet werden 
soll- 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen bezeichnen 

1. der Ausdruck „zuständige Seeschiffahrtsbehörde“ 

a) in der Bundesrepublik Deutschland das ßundesministe< 
rium für Verkehr und die ihm nachgeordneten Behörden, 

b) in der Republik Lettland das Ministerium für Schiffahrts* 
angelegenheiten und die ihm nachgeordneten Behörden; 

2. der Ausdruck „Schiff einer Vertragspartei“ jedes Schiff, das 
nach den Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei ihre Flagge 
führt und gemäß ihren Gesetzen in ein Register eingetragen 
ist. Dieser Ausdruck umfaßt nicht Kriegsschiffe und Fischerei- 
fahrzeuge. Im Hinblick auf die Anwendung der Artikel 2, 5, 8, 
9, 10, 12, 13, 14 und 15 gilt als „Schiff einer Vertragspartei“ 
auch jedes Schiff unter der Flagge eines dritten Staates, das 
von einem Seeschiffahrtsunternehmen einer der Vertrags- 
parteien eingesetzt wird; 

3. der Ausdruck „Seeschiffahrtsuntemehmen einer Vertrags- 
partei“ ein Seeschiffe einsetzendes Beförderungsuntemeh- 
men, das seinen Firmensitz im Hoheitsgebiet dieser Vertrags- 
partei hat und von Ihr nach Maßgabe ihrer Rechtsvorschriften 
als „Seeschiffahrtsuntemehmen“ anerkannt Ist; 

4. der Ausdruck „Besatzungsmitglied“ den Kapitän und jede 
Person, die während der Reise Aufgaben oder Dienste an 
Bord wahrzunehmen hat und deren Name in der Musterrolle 
des Schiffes aufgeführt ist. 

Artikel 2 

Freiheit des Verkehrs 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, die Entwicklung des 
Seeverkehrs zwischen ihren beiden Ländern zu fördern. 


Väcijas FederatTväs Republikas Valdlba 
un 

Latvijas Republikas Valdlba, 

vetoties nodroäinät ITdzsvarotu jOras kugniecTbas attiecTbu 
attTstTbu starp Väcijas FederatTvo Republiku un Latvijas Republi- 
ku, kas baistltos uz abpusäjäm äo valstu interesem un brlvu ärejo 
tirdzniecTbu starp täm, kä arT iespeju robezäs padzijinät starptau- 
tisko sadarbTbu äajä jomä, un pärliecTbä, ka abpuseja preöu 
apmaiga bös saistlta ar efektlvu servisa pakalpojumu apmaigu, 


vienojas par sekojoso: 

1. pants 

Terminu skaidrojums 

Sajä nolTgumä ar terminu 

1 . „atbildlgä ku^oäanas iestäde“ apzTme: 

a) Federälo Satiksmes Üetu minlstriju un tai pakjautäs iestä- 
des Väcijas Federatlvajä Republikä; 

b) Jüras Lietu ministriju un tai pakjautäs iestädes Latvijas 
Republikä. 

2. „LTgumsledzejas Puses kugis“ nozTme jebkuru kugi, kuram, 
saskagä ar STs LTgumsledzejas Puses valsts tiesiskajäm nor- 
mäm ir §Ts valsts karogs un kas atbilstoäi täs likumiem ir 
norädTts registrä. Sis termins neattiecas uz kara kugiem un 
zvejas kujiem. I^emot verä 2., 5., 8., 9., 10., 12., 13., 14. un 
15. panta darbTbu, par „LTgumsledzejas Puses kugi“ tiek uz- 
skatTts arT jebkurä kujis ar kädas citas valsts karogu, ko izman- 
to vienas LTgumsledzejas Puses kugniecTbas uzgemums. 

3. „LTgumsledzejas Puses kugniecTbas uzgemums“ apzTme 
transportuzgemumu, kas izmanto jüras kuQus un kurä re- 
gjistrets §Ts LTgumsledzejas Puses teiitorijä un kas, saska^ä ar 
savas valsts tiesiskajäm normäm tiek atzTts par ku^niecTbas 
uz^emumu. 

4. „komandas loceklis“ apzTme kapteini un jebkuru personu, ku- 
rai brauciena laikä uz ku^ jäveic noteikti uzdevumi un pienä- 
kumi un kuras värds ir iekjauts kuQa apkalpes sarakstä. 


2. pants 

Satiksmes brTvTba 

1. LTgumsledzejas Puses savstarpeji vienojas veicinät jüras 
satiksmes attTstTbu starp abäm valstTm. 
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Sie werden sich jeglicher Maßnahmen enthalten, die dem unge- 
hinderten internationalen Seeverkehr sowie der uneingeschränk- 
ten Beteiligung der Seeschiffahrtsuntemehmen der beiden Ver- 
tragsparteien an der Beförderung der im Rahmen ihres bilateralen 
Außenhandels ausgetauschten Waren sowie am Seeverkehr zwi- 
schen ihrem jeweiligen Land und Drittländern abträglich sein 
könnte. 

(2) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, zwischen 
den dem internationalen Handelsverkehr geöffneten Häfen der 
beiden Vertragsparteien zu fahren und Fahrgäste und Guter zwi- 
schen den Vertragsparteien sowie zwischen jeder von ihnen und 
Drittländern zu befördern. 

(3) Seeschiffahrtsuntemehmen aus Drittländem sowie Schiffe 
unter der Flagge eines Drittstaats können sich ohne Einschrän- 
kung an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen Außen- 
handels der Vertragsparteien ausgetauschten Waren beteiligen. 
Die von Seeschiffahrtsuntemehmen der Vertragsparteien be- 
frachteten Schiffe genießen dieselben Vergünstigungen, wie 
wenn sie die Flagge einer Vertragspartei führten. 

Artikel 3 

Internationale Verpflichtungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die Verpflichtungen aus 
anderen internationalen Übereinkünften, welche die Vertrags- 
parteien geschlossen haben, vor allem aus dem Übereinkommen 
vom 6. April 1974 über einen Verhaltenskodex für Linienkonfe- 
renzen, und im besonderen nicht die Verpflichtungen, die sich für 
die Bundesrepublik Deutschland aus ihrer Mitgliedschaft in den 
Europäischen Gemeinschaften ergeben. 

(2) Praktische Einzelheiten, die sich aus der Durchführung des 
Übereinkommens über einen Verhaltenskodex für Linienkonferen- 
zen ergeben, sind durch die am bilateralen Verkehr beteiligten 
Seeschiffahrtsuntemehmen, die der betreffenden Linienkonferenz 
angehören, zu regeln. 

(3) Beide Vertragsparteien streben an, die einschlägigen inter- 
nationalen Übereinkünfte über Schiffssicherheit, über die sozialen 
Bedingungen der Seeleute, über den Meeresumweltschutz und 
über den Transport gefährlicher Güter zu ratifizieren. 

Artikel 4 

Nichtdiskriminierung des Seeschiffahrtsuntemehmens 

Beide Vertragsparteien unterlassen im internationalen Seever- 
kehr diskriminierende Handlungen jeder Art, die zu einer Benach- 
teiligung der Seeschiffahrtsinteressen der anderen Vertragspartei 
führen oder die freie Auswahl der Seeschiffahrtsuntemehmen 
entgegen den Grundsätzen des freien Wettbewerbs beeinträchti- 
gen könnten. 

Artikel 5 

Regelungen in den Häfen und Hoheitsgewässem 

(1) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit In ihren Häfen, Hoheitsgewässem und anderen ihrer 
Zuständigkeit unterliegenden Gewässern den Schiffen der ande- 
ren Vertragspartei die gleiche Behandlung wie ihren eigenen im 
intemationaien Verkehr eingesetzten Schiffen, insbesondere beim 
Zugang zu den Häfen, Aufenthalt in den Häfen und Verlassen der 
Häfen, bei der Benutzung der Hafenanlagen für den Güter- und 
Passagierverkehr sowie beim Zugang zu allen Dienstleistungen 
und anderen bestehenden Einrichtungen. 

(2) Die in Absatz 1 enwähnte Gegenseitigkeit erstreckt sich auch 
auf das Recht der Seeschiffahrtsuntemehmen beider Vertrags- 
parteien auf Zugang zur Ausübung von Agenturtätigkeiten ent- 
sprechend den Gesetzen, die auf seiten der jeweiligen Vertrags- 
partei gelten. 

Artikel 6 
Freier Transfer 

Jede Vertragspartei gewährt den Seeschiffahrtsuntemehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, Einnahmen aus Dienstlei- 


Täs atturesies no jebkuriem pasäkumiem, kas varetu traucet 
brlvai starptautiskajai jüras satiksmei, kä arl abu LTgumsledzeju 
Puäu kugniecTbas uzgemumu neierobezotai dalTbai, pärvadäjot 
preces to abpusejäs ärejäs tirdzniecTbas ietvaros, kä arT, kas 
varetu traucet jüras satiksmei starp attiecTgo valsti un jebkuru citu 
valsti. 

2. Katras LTgumsIedzejas Puses kugiem ir tiesTbas izmantot 
starptautiskajai tirdzniecTbas satiksmei atklätäs abu LTgum- 
sledzeju Puäu ostas, kä arT pärvadät pasaiierus un preces starp 
LTgumsledzejäm Pusem, kä arT starp katru no täm un jebkuru citu 
valsti. 

3. Jüras kugniecTbas uzoemumi no jebkuras citas valsts, kä arT 
kugi ar jebkuras citas valsts karogu bez ierobezpjumiem var 
piedalTties precu pärvadääanä, kuru apmaiQa notiek divpusejäs 
ärejäs tirdzniecTbas ietvaros starp LTgumsledzejäm Pusem. Ku- 
giem, kurus ir nofraktejuäi LTgumsledzeju Puäu kugniecTbas uz- 
gemumi, irtädi paäi atvieglojumi, kä gadTjumä, jatiem bütu vienas 
LTgumsIedzejas Puses karogs. 

3. pants 

Starptautiskäs saistTbas 

1 . Bis nolTgums neskar citäs starptautiskäs vienoäanäs noteik- 
täs saistTbas, ko nosleguäas LTgumsIedzejas Puses, Tpasi 1974. 
gada 6. aprTja vienosanos par LTnijkonferenöu rTcTbas kodeksu un 
it Tpaäi tas neattiecas uz saistTbäm, ko Väcijas FederatTvä Repub- 
lika pilda kä Eiropas Kopienas locekle. 


2. Praktiskäs detajas, kas izriet Tstenojot vienoäanos par LTnij- 
konferenöu rTcTbas kodeksu, jäkärto §Tm ITnijkonferencem piede- 
roäajiem un abpusejä satiksme iesaistTtajiem jüras kugniecTbas 
uzgemumiem. 

3. Abas LTgumsledzöjas Puses centTsies panäkt attiecTgo starp- 
tautisko vienosanos par kuQu droäTbu, jümieku sociälajiem 
apstäkjiem, jüras vides aizsardzTbu un bTstamu kravu transportu 
ratificeäanu. 

4. pants 

Jüras KugniecTbas uz^ömumu nediskriminesana 

Abas LTgumsIedzejas Puses starptautiskajä jüras satiksme ne- 
veic nekäda veida diskriminejoäa rakstura darblbu, kas kaite 
LTgumsIedzejas Puses jüras kuöniecTbas interesem vai arT var 
ietekmet jüras kugniecTbas uzgemumu brTvo izveli, kas ir pretrunä 
ar brTvas konkurences principiem. 

5. pants 

Kärtlba ostäs un teritorlälajos Qdegos 

1 . Katra LTgumslödzeja Puse uz abpusejiem pamatiem nodro- 
äina otras LTgumsIedzejas Puses kugiem saväs ostäs, teritoriäla- 
jos üdegos un citos täs kontroletajos üdegos tädu pasu attieksmi 
kä pret saviem kugiem, kas tiek izmantoti starptautiskajä satiks- 
me, Tpaäi tas attiecas uz pieejamTbu ostäm, uztureäanos ostäs un 
ostu atstääanu, ostas iekärtu izmantoäanu, kas paredzetas preöu 
pärvadääanai un pasa^ieru transportam, izmantoäanu, kä arT visu 
pakalpojumu un citu pastävoäo iestä^u pieejamTbu. 

2. 1 . rindkopä minetais termins „savstarpeja vienosanäs“ aptver 
arT abu LTgumsledzeju Puäu kugniecTbas uzgemumu tiesTbas 
veikt pärstävniecTbas darbTbu atbilstoäi likumiem, kas ir spekä 
attiecTgajäm LTgumsledzejäm Pusem. 

6. pants 

BrTvie valQtas pärskaitljumi 

Katra LTgumsledzeja Puse dod tiesTbas otras LTgumsledzäjas 
Puses jüras kugniecTbas uzgemumiem izmantot ienäkumus par 


7 



Drucksache 12/7769 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


stungen der Seeschiffahrt in ihrem Hoheitsgebiet für Zahlungen 
im Zusammenhang mit der Schiffahrt zu verwenden oder sie in 
frei konvertierbarer Währung in üblicher Frist ins Ausland zu 
transferieren. 

Artikel 7 

Vom Anwendungsbereich 
dieses Abkommens ausgeschlossene Bereiche 

Dieses Abkommen berührt nicht die geltenden Rechtsvorschrif- 
ten der Vertragsparteien über 

a) das Vorrecht der eigenen Flagge für die nationale Küsten- 
schiffahrt, Bergungs-, Bugsier-, Lots- und andere Dienste, die 
den eigenen Seeschiffahrts- oder sonstigen Unternehmen 
sowie Staatsangehörigen Vorbehalten sind; es handelt sich 
jedoch nicht um Küstenschiffahrt, wenn ein Schiff einer Ver- 
tragspartei zwischen Häfen der anderen Vertragspartei fährt, 
um aus einem Drittland beförderte Güter und Fahrgäste zu 
löschen beziehungsweise auszuschiffen oder Güter und Fahr- 
gäste zur Beförderung in ein Drittland an Bord zu nehmen; 

b) die Lotsenannahmepflicht für Schiffe; 

c) Fahrzeuge, die Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahr- 
nehmen; 

d) Meeresforschungsaktivitäten; 

e) das Vorrecht der Seevermessung in den eigenen Hoheits- 
gewässem. 

Artikel 8 

Beachtung der Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet 

(1 ) Die Schiffe jeder Vertragspartei sowie ihre Besatzungen, 
Fahrgäste und Ladungen unterliegen im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei deren geltenden Rechtsvorschriften. 

(2) Die Schiffe des Seeschiffahrtsuntemehmens oder der See- 
schiffahrtsunternehmen jeder Vertragspartei unterliegen, solange 
sie sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei befinden, 
deren Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften über das Ein- 
und Auslaufen der im Internationalen Seeverkehr eingesetzten 
Schiffe in Ihr oder aus ihrem Hoheitsgebiet sowie über den Betrieb 
und die Führung solcher Schiffe. 

(3) Fahrgäste, Besatzungsmitglieder und Versender von Gütern 
müssen die im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei geltenden Ge- 
setze und sonstigen Rechtsvorschriften über Einreise, Aufenthalt 
und Ausreise der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, 
Ausfuhr und Lagerung von Gütern, insbesondere die Vorschriften 
über Landgangsformalitäten, Einwanderung, Zoll, Steuern und 
Quarantäne, einhalten. 

Artikel 9 

Maßnahmen zur Erleichterung des Seeverkehrs 

Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen ihrer Gesetze und 
Hafenordnungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beförde- 
rung auf dem Seeweg zu erleichtern und zu fördern, um unnötige 
Verlängerungen der Liegezeiten zu vermeiden und die Erledigung 
der Zoll- und sonstigen in den Häfen zu beachtenden Formalitäten 
nach Möglichkeit zu beschleunigen und zu vereinfachen sowie 
den Gebrauch vorhandener, der Entsorgung dienender Einrich- 
tungen zu erleichtern. 

Artikel 10 

Gegenseitige Anerkennung von Meßbriefen 
und sonstigen Schiffspapieren 

(1) Die von einer Vertragspartei entsprechend den einschlägi- 
gen internationalen Übereinkünften ausgestellten anerkannten 
und an Bord eines Schiffes dieser Vertragspartei befindlichen 
Schiffspapiere werden auch von der anderen Vertragspartei an- 
erkannt. 


sniegtajiem jöras kugniecTbas pakalpojumiem savä teritorijä, lai 
tos izmantotu kugniecTbas maksäjumiem vai arT brlvi konverteja- 
mä valütä parastajä iaikä pärskaitltu uz ärzemäm. 

7. pants 

DarbTbas sfäras, 

uz kuräm neattiecas äis nolTgums 

Sis nolTgums neskar LTgumsledzeju Puäu teritorijä spekä eso- 
§äs tiesiskäs normas par: 

a) pirmtiesTbäm Izmantot savas valsts karogu nacionälajä kabo- 
tä2ä, gläbäanas, velko^iu, loöu un citos dienestos, uz ko tie- 
sTbas patur jüras kuJniecTbas vai citi uzgemuml, kä arT attie- 
cTgäs valsts pavalstnieki, tomer tä nav kuQoäana piekrastes 
üde^os, ja vienas LTgumsledzejas Puses kugis pärbrauc starp 
otras LTgumslödzejas Puses ostäm, lai izkrautu no kädas citas 
valsts atvestas preces vai izceitu malä pasaiierus vai arT, lai 
uzgemtu preces un pasaiierus pärvadääanai uz kädu citu 
valsti; 

b) ku^u pienäkumu izmantot locu pakalpojumus; 

c) transporta ITdzekjiem, kuri veic nekomerciäla rakstura valsts 
funkcijas; 

d) darblbu, kas saistTta ar jüras izpeti; 

e) pirmtiesTbäm izdarTt jöras merTjumus savos teritoriälajos 
üdegos. 

8. pants 

Otras LTgumslädzäJas Puses tiesisko normu 
ieväroäana 

täs suveränajä teritorijä 

1 . Katras LTgumsledzejas Puses ku^i, kä arT to apkalpes, pasa- 
zieri un kravas ir pakjautl otras LTgumsledzejas Puses suverenajä 
teritorijä spekä esoääm tiesiskajäm normäm. 

2. Katras LTgumsledzejas Puses jüras ku^nlecTbas uzgemuma 
vai jüras kuöniecTbas uzgemumu kugi, kamer tie atrodas otras 
LTgumsledzejas Puses teritoriälajos üdegos, ir pakjauti täs liku- 
miem un citäm tiesiskajäm normäm par starptautiskajä jüras sa- 
tiksme izmantoto kugju iebraukäanu un izbraukäanu no tästerltori- 
jas, kä arT par äädu kugu ekspluatäciju un vadTbu. Sie likumi un 
tiesiskäs normas ir spekä, ja vienas LTgumsledzäjas Puses kuQis 
atrodas otras LTgumsledzejas Puses teritoriälajos üdegos. 

3. Pasaiieriem, apkalpes locekjiem un kravas nosütTtäjiem 
jäievero katras LTgumsledzejas Puses suverenajä teritorijä spekä 
esoäie likumi un citas tiesiskäs normas par pasazieru un apkalpes 
iebraukäanu, uztureäanos un izbraukäanu no täs, kä arT precu 
ieveäanu izveäanu un uzglabäsanu, it Tpaäi rTkojumi attiecTbä uz 
formalitätem, kas saistTtas ar atjauju uztureties krastä, muitu, 
nodokjiem un karantTnu. 

9. pants 

Pasäkumi Jüras satlksmes atviegloäanä 

LTgumsledzejas Puses savu likumu un ostäs noteiktäs kärtTbas 
ietvaros veic visus nepiecieäamos pasäkumus, lai atvieglotu un 
veicinätu transportu pa jüras cejiem, lai IzvairTtos no nevajadzTgas 
ilgstoäas atra^näs ostä, lai pec iespejas paätrinatu un vien- 
käräotu muitas un citu ostäs nepiecieäamo formalltääu nokärto- 
äanu, kä arT, lai atvieglotu esoäo attTrTäanai paredzeto iekärtu 
izmantoäanu. 


10. pants 

Savstarpäja kuga märgrämatu 
un citas kuga dokumentäcijas atzTäana 

1 . Vienas LTgumsledzäjas Puses kuäa dokumentäciju, kas izdo- 
ta un atzTta saskagä ar attiecTgäm starptautiskajäm vienoäanäm 
un, kas atrodas uz äTs LTgumsledzäjas Puses ku^a, atzTst arT otra 
LTgumsledzeja Puse. 
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(2) Schiffe, die einen von einer Vertragspartei anerkannten 
Meßbrief vorweisen, sind von einer erneuten Vermessung in den 
Häfen der anderen Vertragspartei befreit. Bei der Berechnung der 
Hafenabgabe werden diese Papiere zugrunde gelegt. 

Artikel 11 

Reisedokumente für Besatzungsmitglieder 

(1) Jede der Vertragsparteien erkennt die von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei ausgestellten Reisedoku- 
mente an und gewährt den Inhabern dieser Dokumente die in 
Artikel 12 genannten Rechte. 

(2) Die Reisedokumente sind für die Bundesrepublik Deutsch- 
land der Reisepaß oder das Seefahrtsbuch und für die Republik 
Lettland der Paß oder das Seefahrtsbuch. 

Artikel 12 

Einreise, Durchreise und 
Aufenthalt von Besatzungsmitglledem 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Besatzungsmitglledem 
eines Schiffes der anderen Vertragspartei, die Inhaber eines der 
in Artikel 1 1 genannten Reisedokumente sind, während der Liege- 
zeit des Schiffes in einem Ihrer Häfen ohne Aufenthaltsgenehmi- 
gung vor der Einreise (Visum) In Übereinstimmung mit den im 
Aufenthaltsland geltenden einschlägigen Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften an Land zu gehen und sich im Gebiet des Hafenorts 
aufzuhalten. 

Erforderlich sind in diesen Fällen 

- in der Bundesrepublik Deutschland ein Landgangsauswels, 

- in der Republik Lettland die in Artikel 1 1 Absatz 2 genannten 

Reisedokumente. 

(2) Jedes Besatzungsmitglied, das Inhaber eines der in Arti- 
kel 1 1 genannten Reisedokumente ist, darf nach Erteilung einer 
Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise (Visum) durch das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei durchreisen, um sich 
zum Zweck seiner Heimschaffung oder aus einem anderen, von 
den zuständigen Behörden der anderen Vertragspartei als triftig 
anerkannten Grund, auf sein Schiff oder auf ein anderes Schiff zu 
begeben. Die betreffende Aufenthaltsgenehmigung (Visum) ist in 
möglichst kurzer Zeit zu erteilen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien gestatten 
einem Besatzungsmitglied, das im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei in ein Krankenhaus eingeliefert wird, den für die stationäre 
Behandlung erforderlichen Aufenthalt. 

(4) Beide Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, Per- 
sonen, die unerwünscht sind, die Einreise In ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern, auch wenn diese Personen Inhaber eines der in 
Artikel 1 1 genannten Reisedokumente sind. 

(5) Die Bediensteten der diplomatischen Missionen und der 
konsularischen Vertretungen einer Vertragspartei sowie der Kapi- 
tän und die Besatzungsmitglieder der Schiffe dieser Vertrags- 
partei sind berechtigt, unter Beachtung der im Aufenthaltsland 
geltenden einschlägigen Gesetze und sonstigen Vorschriften mit- 
einander in Verbindung zu treten und zusammenzutreffen. 

(6) Vorbehaltlich der vorstehenden Bestimmungen bleiben die 
Regelungen der Vertragsparteien betreffend die Einreise, den 
Aufenthalt und die Ausreise von Ausländern unberührt, 

Artikel 13 

Vorkommnisse auf See 

(1 ) Erleidet ein Schiff einer Vertragspartei in den Hoheitsgewäs- 
sem der anderen Vertragspartei einen Schiffbruch oder eine 
Havarie, läuft es auf Grund oder gerät es in sonstiger Weise In 
Seenot, so gewähren die Behörden dieser anderen Vertragspartei 
dem Kapitän, den Besatzungsmitglledem, den Fahrgästen sowie 
dem Schiff und seiner Ladung den gleichen Schutz und Beistand 
wie Schiffen unter der eigenen Flagge. Die in Satz 1 genannten 


2. Ku^i, kuri uzräda otras LTgumsledzejas Puses atzTtu mer- 
grämatu, tiek atbrTvoti no atkärtotas merTjumu izdarTsanas otras 
LTgumsledzejas Puses ostäs. Sie dokumenti tiek gemtl par pama- 
tu apre^inot ostas nodevas. 

11. pants 

Apkalpes locekju brauksanas dokumenti 

1. Katra LTgumsledzeja Puse atzTst otras LTgumsledzejas Pu- 
ses atbildTgo iestäzu izdotos braukäanas dokumentus un nodro- 
sina §0 dokumentu Tpaäniekiem 12. pantä minetäs tiesTbas, 

2. Väcijas FederatTvajä Republikä par braukäanas dokumentu 
atzTst ärzemju pasi vai jümieka grämatigu un Latvijas Republikä - 
jümieka grämati^u. 

12. pants 

Apkalpes locekju iebrauksana, 
caurbraukäana un uztur^äanäs 

1 . Katra LTgumsledzeja Puse atjauj otras LTgumsledzejas Pu- 
ses ku^u apkalpes locekjiem, kuri ir käda no 1 1 . pantä mineto 
braukäanas dokumentu Tpaänieki, kugim uzturoties kädä no os- 
täm, atstät ku^i un uztureties krastä otras LTgumsledzejas Puses 
ostas pilsetas teritorijä bez iepriekä sai;iemtas uztureäanäs atjau- 
jas (vTzas) saska^ä ar attiecTgajiem §ajä valstT esoäajiem liku- 
mlem un eitlem rTkojumiem. 

Sädos gadTjumos Ir nepieclesami: 

- krastä uztureäanäs atjauja Väcijas FederatTvajä Republikä; 

~ 11. panta 2. punktä minetie brauksanas dokumenti Latvijas 

Republikä. 

2. Katrs apkalpes loceklis, kur§ ir käda no 1 1 . pantä mineto 
braukäanas dokumentu Tpaänieks un pirms iebrauksanas ir sa- 
i;iemis uztureäanäs atjauju (vTzu), drTkst izbraukt caur otras 
LTgumsledzejas Puses teritoriju ar nolüku nokjüt uz sava vai cita 
kuga, lai nokjütu savä dzTves vietä vai arT citu iemeslu de], kurus 
atbildTgäs otras LTgumsledzejas Puses iestädes atzinuäas par 
svarTgiem. AttiecTgä uztureäanäs atjauja (vTza) jäizsniedz iespeja- 
mi Tsä laikä. 

3. LTgumsledzeju Pu§u atbildTgäs iestädes dod stacionärai 
ärstesanal nepiecieäamo uzturesanäs atjauju vienas LTgum- 
sledzejas Puses teritorijä kuga apkalpes loceklim, ja tas tiek 
ievietots slimnTcä. 

4. Abas LTgumsledzejas Puses patur sev tiesTbas atteikties dot 
iebraukäanas atjauju to teritorijäs nevelamäm personäm, ja arT sTs 
personas ir käda no 11. pantä mineto braukäanas dokumentu 
Tpaänieces, 

5. Vienas LTgumsledzejas Puses diplomätisko un konsuläro 
pärstävniecTbu darbiniekiem, kä arT katras LTgumsledzäjas Puses 
kugu kapteiQlem un apkalpes locekjiem ir tiesTbas savstarpeji 
sazinäties un tiktles, ieverojot äajä uztureäanäs valstT spekä eso- 
§os attiecTgos likumus un citus priekärakstus. 

6. Pieciemot iepriekäminetos noteikumus LTgumsledzeju Pusu 
rTkojumi attiecTbä uz ärzemnieku iebraukäanu, uztureäanos un 
izbraukäanu paliek neskarti. 

13. pants 

StarpgadijumI jürä 

1. Ja vienas LTgumslädzejas Puses kugfis nogrimst, nokjüst 
avärijas situäcijä, uzskrien uz sekja vai nokjüst briesmäs kädä citä 
veidä otras LTgumsledzejas Puses teritoriälajos ödepos, tad §Ts 
otras LTgumsledzejas Puses attiecTgäs iestädes nodroäina kap- 
teinim, apkalpes locekjiem, pasaiieriem, kä arT ku^im un tä kravai 
tädu paäu aizsardzTbu un palTdzTbu kä kugim ar otras LTgum- 
sledzejas Puses karogu. 1 . teikumä minetos starpgadTjumus, kas 
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Vorkommnisse werden von den von jeder Vertragspartei gegen- 
über der anderen Vertragspartei zu bezeichnenden Behörden 
untersucht, wenn ein öffentliches Interesse vorliegt, auf jeden Fall 
aber dann, wenn bei einem solchen Vorkommnis ein Fahrzeug 
gesunken oder aufgegeben worden ist oder jemand den Tod 
erlitten hat. Die Untersuchungsergebnisse werden von den zu 
bezeichnenden Behörden den Behörden der anderen Vertrags- 
partei so schnell wie möglich übermittelt. 

(2) Die Vertragsparteien sehen, falls ein Schiff einen Unfall oder 
eine Havarie erlitten hat, von der Erhebung von Einfuhrzöllen, 
Steuern und jeglichen anderen Abgaben, denen Ladung, Aus- 
rüstung, Materialien, Vorräte und anderes Schiffszubehör unter- 
liegen, ab, sofern diese Gegenstände im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei weder gebraucht noch verbraucht werden. 

(3) Absatz 2 schließt die Anwendung der Gesetze und sonsti- 
gen Rechtsvorschriften der Vertragsparteien betreffend die vor- 
übergehende Lagerung von Gütern nicht aus. 

Artikel 14 

Gemischter Seeschiffahrtsausschuß und Konsultationen 

(1) Um die wirksame Anwendung dieses Abkommens zu ge- 
währleisten, wird ein Gemischter Seeschiffahrtsausschuß gebil- 
det, der aus den Seeschiffahrtsverwaltungen und den von den 
Vertragsparteien benannten Sachverständigen besteht. 

(2) Dieser Ausschuß behandelt Fragen von gemeinsamem 
Interesse, insbesondere Fragen im Zusammenhang mit 

- den Tätigkeiten der Seeschiffahrtsuntemehmen und der 
Schiffe der Vertragsparteien, die im Seeverkehr zwischen den 
Vertragsparteien beschäftigt sind, und insbesondere im Zu- 
sammenhang mit den Tätigkeiten, die sich aus der Anwendung 
des Übereinkommens über einen Verhaltenskodex für Linien- 
konferenzen ergeben; 

- der Beachtung sämtlicher Bedingungen für die ordnungs- 
gemäße Abwicklung des Seeverkehrs durch die Seeschlff- 
fahrtsuntemehmen jeder Vertragspartei; 

- den zweiseitigen Konsultationen der Seeschiffahrtsuntemehmen 
und der Seeschiffahrtsbehörden beider Vertragsparteien; 

- der gütlichen Beilegung von Streitigkeiten einschließlich derer, 
die aus der Auslegung dieses Abkommens entstehen. 

(3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Grundsätze des 
beiderseitigen Vorteils und der nichtdiskriminierenden Behand- 
lung der Seeschiffahrtsuntemehmen und Schiffe beider Vertrags- 
parteien zu beachten. 

(4) Der Gemischte Seeschiffahrtsausschuß tritt auf Antrag einer 
der Vertragsparteien spätestens drei Monate nach Stellung dieses 
Antrags zusammen. 


Artikel 15 

Technische Zusammenarbeit 

Die Vertragsparteien ermutigen die Reeder und die mit der 
Seeschiffahrt verbundenen Institutionen beider Länder, alle mögli- 
chen Formen der Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich des 
Hafenbetriebs, der Schiffahrtspolitik und in technischen Fragen zu 
suchen und zu entwickeln. 

Artikel 16 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag In Kraft, an dem die 
Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die erforderlichen 
Innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Ab- 
kommens erfüllt sind. Als Tag des Inkrafttretens wird der Tag des 
Eingangs der letzten Notifikation angesehen. 


notikuäi ar vienas LTgumsledzejas Puses kugi, izmekle lestädes, 
kuras katra LTgumsledzeja Puse noräda otrai LTgumsledzejal Pu- 
sei, ja sabiedrTba par to interesejas, bet jebkurä gadljumä, ja säda 
notikuma rezultätä kugis nogrimis vai pamests, vai arl, ja käds ir 
gäjis bojä, izmekieäanas rezultätus attiecTgäs lestädes pec iespe- 
jas äträk nodod otras LTgumsledzejas Puses attiecTgajäm iestä- 
dem. 


2. Ja kugjis Ir cietis netaimes gadljumä vai avarejis, LTgum- 
sledzejas Puses atsakäs no ievedmuitas uzlikäanas maksas, no- 
dokju un visu citu nodevu piedzTäanas, kas jämaksä par kravu, 
iekärtäm, materiäliem, kräjumiem un pärejo kuga Inventäru, ja §le 
priekämeti otras LTgumsledzejas Puses teritorijä netiek lietoti vai 
izlietoti. 

3. 2. rindkopa neizsiedz LTgumsledzeju Pusu likumu un citu 
tiesisko normu plemeroäanu attiecTbä uz pagaidu preöu uzglabä- 
§anu. 


14. pants 

Jauktä jOras kugniecTbas komisija 
un konsultäcijas 

1. Lai nodroäinätu §T nolTguma efektTvu pielietojumu, tiek izvei- 
dota jaukta jüras kugjosanas komisija, kuras sastävä ietilpst jüras 
kuöniecTbas pärvaldes un LTgumsledzeju Pu§u ieceltie eksperti. 

2. ST komisija izskata abäm pusem interesejosus jautäjumus, it 
Tpaäi jautäjumus, kas saistTti ar: 

- LTgumsledzeju Puäu jüras ku^niecTbas uzgemumu un kugu 
darbTbu, kuri uztur jüras satiksmi starp abäm LTgumsledzejäm 
Pusem, un it Tpasi saistTti ar darbTbu, kas Izriet pielletojot 
vienoäanos par LTnljkonferencu rTcTbas kodeksu; 


- visiem nosacTjumlem, kas jäievero jüras satiksmes pienäcTgal 
norisei; 

- abu LTgumsledzeju Puäu jüras kugniecTbas uzQömumu un 
jüras kuginiecTbas iestä^u divpusejäm konsultäcijäm; 

- miermTITgu strTdu atrisinäsanu, tal skaltä arT tädu strTdu, kas 
rodas §T nolTguma skaidrojuma rezultätä. 

3. LTgumsledzejas Puses apgemas ieverot abpuseja izde- 
vTguma un nediskriminejo§as Izturesanäs principus pret abu 
LTgumsledzeju Puäu jüras kugniecTbas uzgemumiem un ku- 
Öierh. 

4. Jauktä jüras kugoäanas komisija sanäk kopä pec vienas 
LTgumsledzejas Puses ierosinäjuma ne veläk kä 3 menesus pec 
§T ierosinäjuma iesniegsanas. 


15. pants 

Tehniskä sadarbTba 

LTgumsledzejas Puses stimules abu valstu jüras kugniecTbas 
uzQemejus un ar jüras kugniecTbu saistTtäs Institücijas, mekles un 
attTstTs visas iespejamäs sadarbTbas formas, it Tpaäi ostu eks- 
pluatäcijas, kugniecTbas politikas un tehnisko jautäjumu jomä. 


16. pants 

NolTguma stääanäs späkä 

Sis nolTgums stäjas spekä tajä dienä, kad abas LTgumsledzejas 
Puses apmainTjusäs ar notäm par to, ka Ir izpildTti konstitucionälie 
priekänoteikumi, lai §ls nolTgums stätos spekä. Par späkä stä- 
äanäs dienu tiek uzskatTta diena, kad ir sa^emta pedejä nota. 
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Artikel 17 

Geltungsdauer, Kündigung 

(1 ) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(2) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei unter 
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten durch Notifikation ge- 
kündigt werden. 


Geschehen zu Riga am 5. April 1993 in zwei Urschriften, jede in 
deutscher und in lettischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei- 
chermaßen verbindlich ist. 


17. pants 

DerTguma termiiciS, pärtrauksana 

1 . Sis nolTgums tiek slegts uz nenoteiktu laiku. 

2. So nolTgumu katra LTgumsledzeja Puse var anulet, pazigojot 
par to ar notu 6 meneSus iepriek§. 


Noslegts RTgä 1 993. gada 5. aprTIT divos oriäinaieksempläros, 
katrs no tiem väcu un latvieSu valodä, turkiät visiem tekstiem ir 
vienäds juridisks speks. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Väcijas FederatTväs Republikas ValdTbas värdä 
Günther Krause 
Peter Rondorf 

Für die Regierung der Republik Lettland 
Latvijas Republikas ValdTbas värdä 
Dansbergs 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Republik Lettland 
über die Seeschiffahrt ist am 5. April 1993 in Riga unter- 
zeichnet worden. Der Vertrag beruht auf dem Prinzip der 
Nichtdiskriminierung und Gleichberechtigung der Schiffe 
im gegenseitigen Seeverkehr und gewährt Inländerbe- 
handlung für die Benutzung der Häfen. Er regelt die Be- 
handlung von Schiffahrtsunternehmen, Schiff, Kapitän, 
Besatzung, Fahrgästen und Gütern im jeweils anderen 
Vertragsstaat und enthält Bestimmungen über den Trans- 
fer von Frachteinnahmen. Desweiteren regelt er techni- 
sche Fragen des Seeverkehrs zwischen beiden Ländern. 
Ein Gemischter Seeschiffahrtsausschuß aus Vertretern 
beider Staaten soll die Durchführung des Abkommens 
überwachen und regelmäßig Fragen des zweiseitigen 
Seeverkehrs sowie allgemeine Fragen der internationalen 
Schiffahrt behandeln. 

Das Abkommen bildet die Grundlage für den bilateralen 
Seeverkehr und wird impulsgebend für die regionale Zu- 
sammenarbeit im Ostseeraum sein. Im Lichte der verän- 
derten politischen Strukturen wird dieser Handels- und 
Wirtschaftsraum wieder Bedeutung erlangen. Die wirt- 
schaftlichen Beziehungen zu der Republik Lettland werden 
bei dieser zu erwartenden Entwicklung eine tragende 
Funktion einnehmen, zumal Lettland über eine gut entwik- 
kelte Industrie und Landwirtschaft verfügt. Der weitere 
Aufbau der lettischen Volkswirtschaft erfordert die Ent- 
wicklung leistungsfähiger, zuverlässiger Transportverbin- 
dungen. 

B. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 definiert die im Abkommen mehrfach verwandten 
Begriffe „zuständige Seeschiffahrtsbehörde“, „Schiff einer 
Vertragspartei“, „Seeschiffahrtsunternehmen einer Ver- 
tragspartei“ und „Besatzungsmitglied“. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 Abs. 1 verpflichtet die Vertragsparteien, die Ent- 
wicklung des Seeverkehrs zwischen ihren beiden Ländern 
zu fördern und sich jeglicher Handlungen, die ihrer norma- 
len Entwicklung abträglich sind, zu enthalten. 

Absatz 2 räumt den Seeschiffen beider Seiten das Recht 
auf Teilnahme am gegenseitigen Seeverkehr und am See- 
verkehr nach Drittstaaten ein. 

Absatz 3 berechtigt Seeschlffahrtsuntemehmen aus Dritt- 
ländern sowie Schiffe unter Flagge eines Drittstaates, sich 
an der Beförderung der im Rahmen des bilateralen Außen- 
handels der Vertragsparteien ausgetauschten Waren zu 
beteiligen. Dabei erhalten Schiffe, die von Seeschiffahrts- 
untemehmen der Vertragsparteien gechartert sind, die- 
selben Vergünstigungen, wie wenn sie die Flagge einer 
Vertragspartei führten. 


Zu Artikel 3 

Artikel 3 Abs. 1 stellt klar, daß das Abkommen Rechte und 
Verpflichtungen aus anderen Internationalen Übereinkünf- 
ten nicht berührt. Dies gilt insbesondere für Verpflichtun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland aus ihrer Mitglied- 
schaft in der Europäischen Gemeinschaft. 

Absatz 2 beinhaltet, daß prairtische Einzelheiten, die sich 
aus der Durchführung des Übereinkommens über einen 
Verhaltenskodex für Linienkonferenzen ergeben, durch die 
am bilateralen Verkehr beteiligten Seeschiffahrtsunter- 
nehmen, die der betreffenden Linienkonferenz angehören, 
zu regeln sind. 

Absatz 3 verdeutlicht das Bestreben beider Vertrags- 
parteien, die einschlägigen internationalen Übereinkünfte 
über Schiffssicherheit, über die sozialen Bedingungen der 
Seeleute und über den Meeresumweltschutz zu ratifizieren. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 verpflichtet die Vertragsparteien, im Internationa- 
len Seeverkehr diskriminierende Handlungen zu unter- 
lassen, die die Seeschiffahrtsinteressen der anderen 
Vertragspartei benachteiligen oder die freie Auswahl der 
Seeschlffahrtsuntemehmen entgegen dem Grundsatz des 
freien Wettbewerbs beeinträchtigen. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 Absatz 1 räumt den Schiffen die Inländerbehand- 
lung in den Häfen und Hoheitsgewässem der jeweils ande- 
ren Vertragspartei ein. 

Absatz 2 dehnt das Prinzip der Gegenseitigkeit aus auf 
das Recht der Seeschiffahrtsunternehmen, im Hoheitsge- 
biet des Vertragspartners Agenturtätigkeiten auszuüben. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 räumt das Recht zur freien Verwendung und zum 
freien Transfer der im Gebiet der anderen Vertragspartei 
erzielten Frachteinnahmen ein. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 zählt die Ausnahmen auf, die vom Regelungsbe- 
reich des Abkommens ausgeschlossen sind. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 regelt, daß die Schiffe einer Vertragspartei sowie 
deren Besatzungsmitglieder und Fahrgäste während ihres 
Aufenthaltes in dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei deren einschlägige Gesetze und Bestimmungen 
einzuhalten haben. Dies gilt auch für die Ladung. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Schiffe von Seeschiffahrtsun- 
temehmen, solange sie sich im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei befinden, deren Gesetze und sonstigen 
Rechtsvorschriften über das Ein- und Auslaufen in oder 
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aus ihrem Hoheitsgebiet sowie über den Betrieb und die 
Führung solcher Schiffe unterliegen. 

Absatz 3 verdeutlicht, daß Fahrgäste, Besatzungsmitglie- 
der und Versender von Gütern, die im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei geltenden Gesetze oder sonstigen 
Rechtsvorschriften über Einreise, Aufenthalt und Ausreise 
der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, Ausfuhr 
und Lagerung von Gütern einzuhalten haben. 


Zu Artikel 9 

Artikel 9 beinhaltet die Verpflichtung der Vertragsparteien, 
Verzögerungen bei den Liegezeiten und in der Abfertigung 
zu vermeiden, um so die Beförderungen auf dem Seeweg 
zu erleichtern und zu fördern. 


Zu Artikel 10 

Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 regeln die gegenseitige 
Anerkennung der Schiffspapiere sowie des Schiffsmeß- 
briefes. Bei Voriiegen des von einer Vertragspartei aner- 
kannten Meßbriefes sind die Schiffe von der Nachvermes- 
sung im Partnerstaat befreit. Absatz 2 Satz 2 bestimmt, 
daß bei der Berechnung der Hafengebühren, die in dem 
Schiffsmeßbrief enthaltenen Angaben zugrunde zu legen 
sind. 


Zu Artikel 11 

Artikel 11 Abs. 1 regelt die gegenseitige Anerkennung 
der Reisedokumente und gesteht den Seeleuten der 
Vertragsparteien, die im Besitz eines ordnungsgemäß 
ausgestellten Reisedokuments sind, die in Artikel 12 auf- 
geführten Rechte zu. 

Absatz 2 definiert den Begriff Reisedokumente. 


Zu Artikel 12 

Artikel 12 Abs. 1 und Abs. 2 regeln die Bedingungen im 
Hafenstaat für den Landgang, den Schiffswechsel und für 
die Heimreise der Seeleute. 

Absatz 3 räumt erkrankten Besatzungsmitgliedem die 
Möglichkeit des Krankenhausaufenthaltes im Hafenstaat 
ein. 

Nach Absatz 4 behalten sich die Vertragsparteien das 
Recht vor, unen/vünschten Personen die Einreise zu ver- 
wehren. 


Nach Absatz 5 sind die Bediensteten der diplomatischen 
Missionen und der konsularischen Vertretungen einer Ver- 
tragspartei berechtigt, mit dem Kapitän und den Besat- 
zungsmitgliedern der Schiffe ihres Staates Kontakt aufzu- 
nehmen. 

Absatz 6 stellt klar, daß vorbehaltlich der Bestimmungen in 
den Absätzen 1 bis 5 die Regelungen des Ausländerrechts 
ansonsten unberührt bleiben. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 verpflichtet die Vertragsparteien zur Hilfe, wenn 
Schiffe der anderen Vertragspartei auf ihrem Hoheitsge- 
biet in Seenot oder andere Gefahren geraten und regelt 
die Untersuchungsmaxime. Ferner enthält er Bestimmun- 
gen über die fiskalische Behandlung der in Notfällen aus- 
geladenen Güter. 

Zu Artikel 14 

Absatz 1 regelt die Bildung eines Gemischten Seeschiff- 
fahrtsausschusses. 

Nach Absatz 2 wird der von dem Ausschuß zu behan- 
delnde Themenkreis Umrissen. 

In Absatz 3 verpflichten sich die Vertragsparteien, die 
Grundsätze des beiderseitigen Vorteils und der Nichtdis- 
kriminierung hinsichtlich der Seeschiffahrtsunternehmen 
und Schiffe zu beachten. 

Absatz 4 regelt die Modalitäten für das Zusammentreten 
des Gemischten Seeschiffahrtsausschusses. 

Zu Artikel 15 

In Artikel 15 werden die Reeder und die mit der See- 
schiffahrt verbundenen Institutionen beider Länder durch 
die Vertragsparteien aufgefordert, alle möglichen fachli- 
chen Beziehungen zu suchen und zu entwickeln. 

Zu Artikel 16 

Artikel 16 regelt den Termin des Inkrafttretens des Ab- 
kommens. 

Zu Artikel 17 

Absatz 1 legt die Gültigkeit des Abkommens auf unbe- 
stimmte Zeit fest. 

Absatz 2 sieht die Möglichkeit der schriftlichen Kündigung 
des Abkommens und das darauffolgende Außerkrafttreten 
vor. 
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